


Deutsche Bibliothek - CIP Einheitsaufnahme 
Strafverteidigung vor neuen Aufgaben 
34. Strafverteidigertag 2010 [Hrsg. v.d. Strafverteidigervereinigungen, 
Organisationsbüro] 
- 1. Auflage - Berlin 2011 
Schriftenreihe der Strafverteidigervereinigungen, Bd. 34 

ISBN 978 - 3 - 98122213 - 3 - 6 

1. Auflage 2011 
Alle Rechte vorbehalten. Printed in Germany. 
Die Schriftenreihe der Strafverteidigervereinigungen wird herausgegeben von 
den Strafverteidigervereinigungen 
Redaktion & Verlag Thomas Uwer I Organisationsbüro 
Mommsenstr. 45 
10629 Berlin 

Inhalt 

5 9 Dr. Bernd Wagner 
· Strafverteidigung als Privileg 

Klaus-Ulrich Ventzke 
5. 29 » ... bringt alles Palaver des Revidenten nichts«. Beobachtungen zum 

Verhältnis von Revisionsgerichtsbarkeit und Strafverteidigung 

5_ 69 _Prof. Dr. Rainer Hamm 
Große Strafsenate und die Justizförmigkeit des Verfahrens 

5 85 
Prof. Dr. Gerhard Fezer 

· Anforderungen an die Begründung revisionsgerichtlicher Entscheidungen. 
Verfahrenswirklichkeit und normativer Anspruch 

5 103 Prof. Dr. Wolfgang Wohlers 
· Justice must not only be done, it must also be seen to be done. 

Zur Gewährleistung rechtlichen Gehörs im Revisionsverfahren 

5 143 Prof. Dr. Jörg Kinzig 
· Die Validitä_t der Kriminalprognose - kriminologisch betrachtet 

5 169 Prof. Dr. Henning Ernst Müller 
· »Labeling von Intensivtätern«? Karriere eines kriminologischen 

Theorieansatzes und seine heutige Relevanz 

5 193 Prof. Dr. Sabine Gless 
· Der Einsatz von Videotechnologie in anderen europäischen Ländern 

5 215 
Dr. Ali B. Norouzi 

· Vom Rekonstruktionsverbot zum Dokumentationsgebot: 
Probleme der mangelnden Transparenz aus Sicht der Revisionsverteidigung 

5 231 
Kriminaldirektorin Ass. iur. Karoline H. Starkgraff 

· Die audiovisuelle Dokumentation polizeilicher (Beschuldigten-) 
Vernehmungen - ein Schritt auf dem Weg zur Wahrheit 



Prof. Dr. Sabine Gless 

Der Einsatz von Videotechnologie 
in anderen europäischen Ländern 

I. Einleitung 

Welche Möglichkeiten gibt es, um im Strafverfahren eine bessere Dokumen-
tation der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Vernehmungen des 
Beschuldigten zu gewährleisten? Wie kann überhaupt eine grössere Trans-
parenz der Beweisführung im Strafverfahren hergestellt werden? Welche 
Bedeutung könnten solche Dokumentationen für die Strafverteidigung er-
langen? 

Mit diesen Fragen haben sich Strafrechtswissenschaft und Strafrechtspra-
xis bereits seit einigen Jahren auseinander gesetzt.1 Der Einsatz von Video-
technologie im Strafverfahren mit dem 'Ziel einer besseren Kontrolle der 
Beweissammlung im Vorverfahren und einer effektiveren Dokumentation 
der Vorgänge in der Hauptverhandlung ist eine alte Forderung der Straf-
verteidiger.2 

Der Strafverteidigertag 2010 in Hamburg richtet nun den Blick über die 
Grenze: Wie setzt man in anderen europäischen Ländern Videotechnologie 
im Strafverfahren ein? Welche Erfahrungen hat man gemacht? 
Stellt man diese Frage mit rechtsvergleichendem Impetus, so sind verschie-
dene Umstände zu beachten: 

Zum ersten sind die jeweiligen europäischen Strafverfahrensordnungen 
durch ganz unterschiedliche traditionelle Strukturen geprägt, sie folgen ei-
ner unterschiedlichen Dramaturgie des Strafprozesses. Deshalb kann das 
gleiche Instrument - eine videogestützte Dokumentation einer Beschul-
digtenvernehmung - in den einzelnen Prozesstypen eine unterschiedliche 
Wirkung haben. Die Akzeptanz und Auswirkung einer solchen Moderni-
sierung des Beweisverfahrens hängt sowohl von ~em Verständnis der Un-
mittelbarkeit der Beweisaufnahme als auch von dem Selbstverständnis der 
Vernehmungsbeamten und ihrer Bereitschaft zur Konservierung eines Ar-
beitsschrittes ab. Der Einsatz von Videotechnologie muss sich in jede Pro-
zessordnung auf eigene Weise als neues Element einpassen, das mit den 
massgeblichen Rechtsprinzipien harmonisiert. 
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Zum zweiten fehlen bisher umfassendere rechtsvergleichende Untersu-
chungenf die den Einsa1z von Videotechnologie in verschiedenen Staaten 
bewerten. Das Max Plancklnstitut hat zwar im Auftrag des Bundesministe-
riums der Justiz bereits vor acht Jahren eine beeindruckende rechtsverglei-
chende Studie zum Einsa1z akustischer und visueller Dokumentationsver-
fahren im Strafverfahren erstellt. Allerdings handelt es sich dabei im We-
sentlichen um eine Darstellung der normativen Rahmenbedingungenf nicht 
um eine empirische Studie. 

Die Untersuchung zeigt jedochf dass die kontinentaleuropäischen Rechts-
ordnungen ein Sachproblem teilen: Der Wunsch nach dem Einsa1z von Vi-
deotechnologie in Strafverfahren trifft auf Strafprozessordnungenf deren 
Wurzeln im 19. Jahrhundert liegen und deren strafprozessuale Regelwerke 
grundsä1zlich auch noch von den Formen des ausgehenden 19. Jahrhun-
derts beherrscht werden.3 Das illustrieren auch die ,Regelungen über die 
Dokumentation und Verwertung von Beschuldigten- und Zeugenaussagenf 
die aus den strafrechtlich~n Ermittlungen in das Hauptverfahren transfe-
riert werden sollenf oder die Regelungen über die Protokollierung einer 
Strafverhandlung etc. Wenn die Videotechnologie den Strafprozesspunk-
tuell in die mediale Modeme führen sollf dann müssen sich verschiedene 
tradierte Regeln in allen Rechtsordnungen weiter entwickeln - und zwar 
spezifisch je nach den Bedürfnissen der jeweiligen Strafprozessordnungen. 
Wie das geschehen kannf möchte ich anhand weniger ausgewählter Rechts-
ordnungen nachzeichnen: Wannf warum und unter welchen Bedingungen 
wird Videotechnologie in Strafverfahren im Ausland eingese1zt? 

II. Begriffe 

Kurz vorab zur Begrifflichkeit: 

1. Strafverfahren -Ausgangspunkt: der klassische Prozess 

Die folgenden Ausführungen beziehen sich grundsä1zlich auf das klassische 
Ideal eines förmlichen Strafverfahrensf das alle Stadien ( also Ermittlungs-f 
Zwischen- und Hauptverfahren) durchläuftf mit Anklage und »streiti-
ger Entscheidung«f etc. Das verdient ausdrücklich Erwähnung. Denn die-
ses förmliche Verfahren dient zwar dort immer noch als Referenzsystem 
für Rechtsvergleiche. Es ist aber wohl in keinem europäischen Land mehr 
der Normalfall eines Strafverfahrens. In-fast allen Ländern wird heute der 
Grossteil der Verfahren in verkürzter Form erledigtf sei es im Wege des 
Strafbefehls oder der Absprache oä. 

2. Videoaufzeichnungen als Beweis 

Gegenstand der folgenden Erläuterungen sind - mit Blick auf die Frage-
stellung der Arbeitsgruppe des Strafverteidigertags .;. im wesentlichen Vi-
deobeweisef also audiovisuelle Aufzeichnungenf die ausserhalb der Haupt-
verhandlung über Beschuldigten- oder Zeugenvernehmungen angefertigt 
werden. Zumeist geschieht dies vorab im Ermittlungsverfahren. Für die 
Transparenz des Strafverfahrens insgesamt kann auch die videogestü1zte 
Dokumentation des Hauptverfahrens eine Rolle spielen. 

Videoaufzeichnungen aus heimlichen Überwachungsmassnahmen oder 
~eitgleiche Übertragungenf i.e. live links oder sog. »closed circuit TV« ge-
hören nicht zu diesem Themenkomplex. Erstere haben eine ganz eigene 
Problematikf weil sie einen Teil der Beweisführung vorwegnehmenf die ei-
gentlich der Hauptverhandlung überlassen ist. Le1ztere dienen im Wesent-
lichen einer speziellep Anonymisierung von Zeugen resp. dem Opferschu1z 
oder der Prozessökonomie ( erspart lange Anreise von Zeugen aus dem 
Ausland). 

III. Videogestützte Beweismittel - Divergenzen oder 
Konvergenzen in europäischen Strafrechtssystemen? 

Die Strafrechtssysteme und Strafprozesse in den Staaten Europas sind be-
kanntlich recht verschieden. Das Spektrum umfasst auf der einen Seite das 
adversatorische Parteiverfahren in England/Walesf auf der anderen Seite 
das fast noch klassische instruktorische Verfahren in Frankreich oder der 
Schweiz. Dazwischen liegen verschiedene Mischformen. 
Diese Unterschiede machen den Rechtsvergleich interessant. Die Arbeits-
hypothese lautet: Wenn durch den Einsa1z von Videotechnologie Beweis-
mittel für ein Strafverfahren generiert werden sollenf so muss der videoge-
stü1zte Beweis in jeder Rechtsordnung so gehandhabt werdenf dass in den 
Augen der jeweiligen Rechtsgemeinschaft eine zuverlässige Sachverhalts-

, rekonstruktion in einem fairen Verfahren gewährleistet ist. Nur wenn sich 
der Videobeweis als die der Wahrheitsfindung ebenso dienliche oder sogar 
überlegene Variante der Erhebungf Dokumentation und Überprüfung von 
Informationen erweist ist er auf Dauer akzeptabel. 

Tro1z der vielfältigen Unterschiede erhofft man sich aus dem Einsa1z von 
Videotechnologie fast überall ähnliche Vorteilef namentlich: 

Konservierung von Beweismaterial - und zwar dann mit hoher Quali-
tätf wenn der Videobeweis zeitlich kurz nach der mutmasslichen Tat auf-
genommen wurde;4 
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Opferschutz, indem eine prozessbedingte Sekundärtraumatisierung 
durch eine Aussage in der Hauptverhandlung vermieden wird;5 

Schutz der vernommenen Person vor unerlaubten Vernehmungsmetho-
den genauso wie 

Schutz der Vernehmungsorgane, vor der nachträglichen Anschuldigung, 
unerlaubte Vernehmungsmethoden angewendet zu haben, sowie eine 

Protokollierungs- bzw. Archivierungsfunktion. 

Die mit dem Einsatz von Videotechnologie für den Strafprozess verbunde-
nen Risiken werden demgegenüber in den verschiedenen Rechtsordnungen 
unterschiedlich eingeschätzt. 

IV. Der Einsatz von Videotechnologie in Strafverfahren 
in England/ Wales 

1. Allgemein 

Das Beweisverfahren im englischen Strafprozess ist geprägt durch die 
Struktur als Parteiverfahren (nach den Grundsätzen des common law). Das 
heisst: Anklage auf der einen, Verteidigung auf der anderen Seite ringen da-
rum, das Gericht von der eigenen Sachverhaltsdarstellung zu überzeugen. 
Eine Vielzahl von Präjudizien und Regeln sorgen, dafür, dass dieser Wett-
streit mit gleich langen Spiessen geführt wird. 

a) 
Ein wichtiges Charakteristikum des englischen Strafverfahrens ist deshalb 
die strikte materielle Unmittelbarkeit der Beweisführung vor dem entschei-
denden Gericht. Aus Sicht des englischen Rechts wäre es ungerecht, wenn 
die Strafverfolgungsbehörden ihre Anklage ohne weiteres mit ihren Ermitt-
lungsakten unterfüttern und so die Sicht des Gerichts von Anfang an vorbe-
stimmen dürften. Vielmehr muss die Anklage Beweisstück für Beweisstück 
- nach uns kompliziert erscheinenden Regeln - in das Verfahren einführen. 
b) 
Die Zeugenaussage etwa erfolgt im englischen Strafprozess mündlich und 
im Verhör-Kreuzverhör-Gegenverhör (examination-in-chief, cross-exami-
nation, re-examination). Die Regelungen für dieses Ritual zeigen sehr ein-
drücklich, wie die Zuverlässigkeit der Aussage und auch ein Stück fair trial 
aufgebaut werden, ua durch das Recht die Aussage oder auch den Charak-
ter des Aussagenden nach strengen Regeln für die Frageformulierung un-
mittelbar zu hinterfragen. 

c) 
Ein Zeugnis vom Hör~nsagen - »hearsay-evidence« - ist traditionell grund-
sätzlich unzulässig; allerdings ist dieser Grundsatz heute durch viele Aus-
nahmen eingeschränkt. 

d) 
Im englischen Strafprozess kann der ,Angeklagte als Zeuge in eigener Sache 
aussagen. Er verliert dann aber - in gewissem Umfang - seine Schutzrech-
te und wird etwa genauso dem Kreuzverhör ausgesetzt wie jeder andere 
Zeuge. 

2. Erwartete Vorteile von videogestützten Beweisen 

Trotz der starken Orientierung an einer unmittelbaren Beweisaufnahme wird 
Videotechnologie in England/Wales in Europa wohl am weitestgehenden 
eingesetzt. Seit über 20 Jahren verlangt das Gesetz eine Videoaufnahme jeder 
polizeilichen Beschuldigtenvernehmung bei schwereren Straftaten6 als Regel-
fall.7 Diese Vorgabe diente zunächst vor allem dem Schutz der Beschuldigten, 
später trat der Aspekt des »achieving best evidence« hinzu. Sec. 137 und 138 
Criminal Justice Act (CJA) 2003 sollten das Gebot der Konservierung durch 
Videoaufnahme auf wichtige Zeugenaussagen ausdehnen.8 

Man erhoffte sich im Wesentlichen in vier Punkten eine Verbesserung durch 
die videogestützte Dokumentation von Beweisen: 
a) Konservierung bestimmter Aussagen 
Zum ersten spielt die Konservierung der im Ermittlungsverfahren gewon-
nenen Informationen für das Hauptverfahren resp. allenfalls für eine Ab-
sprache auch im englischen Strafverfahren eine grosse Rolle - sowohl in 
Bezug auf Beschuldigten- als auch auf Zeugenaussagen: 
Bezüglich der Beschuldigten scheint die Mitteilungsbereitschaft zu Beginn 
des Strafverfahrens, im polizeilichen Ermittlungsverfahren in der Regel hö-
her als vor Gericht. In England/Wales verzeichnete man - jedenfalls zu Be-
ginn des Einsatzes von Videotechnologie - auch eine höhere Geständnisbe-
reitschaft von Vernommenen, die auf Band sprachen, gegenüber jenen, die 
zu Protokoll aussagten - und dieses dann unterzeichnen mussten.9 (Auch 
die Gesprächsatmosphäre - im Gegensatz zur Protokollierungsatmosphäre 
- wurde von den Strafverfolgungsbehörden als positiv bewertet.10) 

Dass das auf Video aufgenommene Geständnis später vor Gericht präsen-
tiert und als Beweismittel verwertet werden kann, erscheint selbstverständ-
lich. Eine Grenze setzten der Verwertbarkeit nur die allgemeinen Beweis-
verbote in PACE sec. 76, 78.11 
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Eine Verurteilung kann im Prinzip - und wird in einigen Fällen - alleine 
auf ein aussergerichtliches Geständnis gestützt werden.12 Es bedarf keiner 
zusätzlichen, stützenden Beweismittel (»corrobation«) wie etwa im schotti-
schen Recht. 
Die Konservierung der Zeugenaussage auf Videoband verspricht - neben 
dem Umstand, dass man mit der Videoaufzeichnung den Beweis quasi »in 
der Tasche hat« - darüber hinaus bei einer Vernehmung kurz nach der Tat 
und bei entsprechender Schulung etc., Zeugenaussagen eine bessere Aus-
sagequalität.13 

Die Konservierung von Beweisen aus dem Ermittlungsverfahren für die 
Hauptverhandlung erscheint zwar zunächst nicht ganz passend für ein 
Strafverfahren, das stark durch das Unmittelbarkeitsprinzip geprägt ist; in 
Form der Videoaufnahme passt es aber wohl gut in die Dramaturgie eines 
Parteiverfahrens, wobei man sich in der Praxis wohl ganz überwiegend mit 
dem Verweis des transkribierten Protokolls begnügt, und in der Praxis die 
Videobänder kaum selbst abspielt. 
Deshalb liegt die wirklich wichtige Arbeit des Strafverteidigers in einer -
aus seiner Sicht -für den Beschuldigten möglichst positiven Zusammenfas-
sung des Inhalts der Videoeinlassung. 

b) Opferschutz 
Zum zweiten entwickelte sich in England in den 80er Jahren eine Opfer-
schutzdiskussion, in der insbesondere das Kreuzverhör, Gegenverhör und 
Rückverhör für Opferzeugen, und hier im speziellen für kindliche Zeugen, 
als kaum zumutbar erscheinen liess und nach Wegen für besseren Opfer-
schutz suchte.14 Im Beweisrecht wurde dem Anliegen mit dem Institut des 
»vulnerable witness« nach sec. 27 Youth Justice and Criminal Evidence 
Act (YJCEA) 1999 Rechnung getragen. Im Wesentlichen machen kindliche 
Opferzeugen vor dem Prozess in einer eingeschränkt kontradiktorischen 
Vernehmung ohne das gesamte Programm einer traditionellen Zeugenver-
nehmung ihre Aussage.15 

c) Schutz von Vernommenen und Vernehmungsorganen 

Die ersten beiden Gründe hängen mit der Art der Beweissammlung im engli-
schen Strafverfahren zusammen, insbesondere damit dass der formal Beschul-
digte regelmässig in Polizeigewahrsam genommen und vernommen wird. 
Dass er hier eines besonderen Schutzes bedarf und dass er spätestens ab 
diesem Zeitpunkt ein Recht auf eine möglichst lückenlose Dokumentation 
der Beweissammlung durch die Strafverfolgungsorgane hat ist im Vereinig-
ten Königreich unbestritten.16 

Die Videoaufnahme und deren lückenlose Dokumentation jeder Beschul-
digtenvernehmung verwirklicht diesen Schutzgedanken für beide Seiten, 
zum Schutz des Beschuldigten und zum Schutz der Vernehmungsorga-
ne: Durch die Videoaufnahme wird demonstriert, dass kein unzulässiger 
Druck ausgeübt wurde, dass und wie über die Rechte belehrt wurde, etc. 

d) Protokollierungs-1 Archivierungsfunktion 
In England/ Wales werden - das hier nur am Rande bemerkt - alle Haupt-
verhandlungen vor dem Crown Court aufgezeichnet, ausgenommen die 
Diskussionen ( deliberations) zwischen den Geschworenen. Allerdings sind 
beim Crown Court weniger als 5 % der aller Fälle anhängig.17 Wenn Rechts-
mittel gegen ein Urteil des Crown court eingelegt werden, kann das Rechts-
mittelgericht auf ein Transkript des Teils der Aufzeichnungen zurückgrei-
fen, auf dem die Rüge basiert.18 Allerdings kommt das in der Praxis wohl 
nur sehr selten vor. Regelmässig stehen der Verteidigung im englischen 
Strafverfahren nur die Protokollnotizertzur Verfügung. 

3. Befürchtete Nachteile durch videogestützte Beweise 
Angesichts der erhofften Verbesserungen durch videogestützte Beweise 
wogen die Nachteile aus englischer Sicht nicht so schwer: 

a) Erhöhter Arbeitsaufwand 
Ein erster grosser Nachteil, vor allem aus Sicht der Strafverfolgungsbehör-
den ist: Eine Vernehmung, die in Gesprächsform zeitgleich aufgezeichnet 
und dann transkribiert wird, verursacht sehr viel mehr Arbeitsaufwand. 
Der zuständige Ermittler muss das ganze Interview anhören, die Essenz 
des Falles erfassen und dann für das weitere Verfahren, insbesondere für 
die Präsentation des Inhalts ( des videoaufgezeichneten Interviews) in der 
Hauptverhandlung eine Art Zusammenfassung (»precis«) herstellen.19 Auf 
diese Zusammenfassung hat die Verteidigung bereits in der ersten Runde 
der Beweisöffnung für die Gegenseite (»disclosure«) Zugriff.20 Die endgül-
tige Schriftfassung der Videovernehmung (»interview record«) wird in Ab-
stimmung mit der. Verteidigung hergestellt und gilt dann als zulässiges 
Beweismaterial.21 Die Originalaufzeichnung, das »master tape« bleibt wäh-
rend des ganzen Verfahrens versiegelt, falls es Zweifel an der Authentizität 
von Aussagen oä gibt. 

b) Gefahr der Vorverurteilung (Fixierung von Täter- und Opferrollen) 
Ein weiterer befürchteter Nach teil liegt in der Gefahr einer Vorverurteilung 
des Beschuldigten durch das erkennende Gericht, vor allem in Geschwore-
nen-Verfahren. Eine Konservierung einer Beschuldigtenvernehmung oder 
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einer Vernehmung des Opfers, die dann im Hauptverfahren abgespielt 
wird, kann aus englischer Sicht bedenklich sein. Denn der Inhalt der Ver-
nehmung beruht weitgehend auf den Hypothesen der Strafverfolgungsbe-
hörden: Der Angeklagte wird von der Polizei in der Vernehmung als Täter 
behandelt. Es werden Umstände, die noch der Klärung bedürfen als über 
jeden Zweifel erhabene Fakten hingestellt. Das Gleiche gilt für die Zeugen-
vernehmung. Das mutmassliche Opfer wird als Opfer vernommen, etc. Da 
die Verteidigung regelmässig keine Gegenvideos hat, besteht die Gefahr, 
dass sich ihre Chancen auf eine faktisch offene Sachverhaltsfeststellung 
mindern. 
Dieser Nachteil für die Verteidigung, wird dann noch verstärkt, wenn eine 
Videovernehmung eines Zeugen erst kurz vor Prozesseröffnung stattfindet, 
damit dem ( aus welchen Gründen auch immer in der Hauptverhandlung 
abwesenden) Zeugen die Fragen gestellt werden können, die sich vor Ab-
schluss der Ermittlungen als die wesentlichen Fragen herausstellen. Dann 
hat die Verteidigung nur sehr kurze Zeit eine Gegendarstellung aufzubau-
en und durch eigene Beweismittel zu unterfüttern. 
Diese Umstände der Beweiskonservierung erscheinen aus Sicht der Straf-
verteidiger gewichtig, selbst wenn in der Gerichtspraxis die Videobänder 
nur selten abgespielt werden. 

Denn der Verlust an Unmittelbarkeit der Beweisführung kommt auch in 
der schriftlichen Zusammenfassung der auf Video aufgezeichneten Verneh-
mungen zum Ausdruck. Faktisch führt der Einsatz von Videotechnologie 
im englischen Strafverfahren dazu, dass die Polizei ihre Beweisführung im 
Ermittlungsverfahren so absichern kann und so absichert, dass sie in der 
Hauptverhandlung über die schriftlichen Zusammenfassungen nachvoll-
zogen werden kann. Anders als nach den Regeln des traditionellen Partei-
verfahrens vorgesehen, konserviert die Polizei ihre Perspektive damit vom 
Vor- in das Hauptverfahren. 

4. Ausgleich befürchteter Nachteile durch Modifikation alter Regeln 
oder neuen Regelungen 

Dass der Einsatz von Videotechnologie im englischen Strafverfahren um-
fänglich akzeptiert ist, hängt wohl auch damit zusammen, dass etwa die 
Umstände,. unter denen eine videogestützte Aussage als Beweismittel zu-
gelassen wird, recht detailliert reglementiert sind. Gesetzgeber und Recht-
sprechung haben die erwarteten Vor- und Nachteile berücksichtigt und die 
Einführung der Videodokumentation durch neue Gesetzgebung flankiert 
oder allenfalls alte Regeln über den Zeugenbeweis modifiziert. Das heisst 
in concreto: 

Eine Videovernehmung kann nur dann in die Beweisaufnahme der Haupt-
verhandlung eingeführt werden, wenn sie entsprechend der einschlägigen 
Regeln durchgeführt wurde.22 

Diese stellen sicher, dass die Videoaufnahmen - oder darauf aufbauende Do-
kumente - auf eine möglichst ausgeglichene Sachverhaltsrekonstruktion zie-
len; zuverlässig sind - sowohl mit Blick auf ein Fälschungsrisiko23 als auch 
mit Blick auf eine stimmige Zusammenfassung zur Weiterverwendung.24 

Darüber hinaus existieren »best practice-rules« über einzelne Verfahrens-
modalitäten. Deren Verletzung zieht allerdings nicht zwingend ein Beweis-
verwertungsverbot nach sich.25 

Die Verwendung der Videoaufzeichnung in der Hauptverhandlung ist dar-
über hinaus nur möglich, wenn der Beweis - nach den allgemeinen Regeln 
- nicht als »unfair« angesehen wird.26 Das bedeutet auch, dass der Richter 
die Geschworenen allenfalls davor warnen muss, den Inhalt einer Video-
aussage nicht zu hoch zu bewerten:. Den Angeklagten nicht als Täter zu 
sehen, auch wenn die Polizei ihn in der aufgezeichneten Vernehmung so 
behandelt, Umstände, die noch der Klärung bedürfen, nicht ohne weiteres 
als bewiesene Fakten zu akzeptieren, etc.27 

5. Zwischenergebnis 

Zusammenfassend lässt sich feststellen: Der Einsatz von Videotechnologie 
hat im englischen Strafverfahren einiges verändert. Diese Änderungen wer-
den - soweit ersichtlich - positiv beurteilt. 

V. Der Einsatz von Videotechnologie in Frankreich 

1. Allgemein 

Das traditionelle Strafverfahren in Frankreich liegt (für unsere Fragestel-
lung) am anderen Ende des Spektrums europäischer Prozesstypen: Es ist 
dem deutschen Strafverfahren ähnlich insofern als es instruktorisch geführt 
wird, denn es obliegt vor allem den Strafverfolgungsbehörden und Gerich-
ten von Amts wegen den für ein Strafverfahren relevanten Sachverhalt zu 
ermitteln, aktenkundig zu machen - anders als im deutschen Strafverfahren 
bildet der ermittelte $achverhalt weitgehend die Grundlage für die Haupt-
verhandlung; es gilt also eine Art »eingeschränkter Unmittelbarkeit«. 

Das französische Verfahren kennt traditionell - dem code d'instruction crimi-
nelle Napoleons folgend - das untersuchungsrichterliche Vorverfahren. Dieses 
kommt heute zwar nur in weniger als 5 % der Straffälle zur Anwendung jedoch 
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s:ind das gerade jene Verfahren„ :in denen es mit Rücksicht auf die Schwere der 
Straftat zum Einsatz von Videotechnologie kommen kann„ um Vernehmungen 
zu dokumentieren. Ebenso bei Zuständigkeit des Untersuchungsrichters wer-
den Beschuldigte zunächst von der Polizei inhaftiert (»garde a vue«) und ver-
nommen.28 

Das Vorverfahren (»phase preparatoire«) soll die Angelegenheit grundsätz-
lich bereits bis zur Aburteilungsreife aufarbeiten (»l'affaire est mise en etat 
d„ etre jugee«),, :indem nicht nur die mutmaßlichen Beteiligten der Straftat er-
mittelt und die Tatsachen vorläufig festgestellt werden„ sondern bereits die 
Beweise für das Erkenntnisverfahren gesichert werden.29 Das Vorverfahren 
kann als e:in polizeiliches Ermittlungsverfahren30 (»enquete de flagrance« 
oder »enquete preliminaire«)31 und bzw. oder als gerichtliche Voruntersu-
chung (»:instruction«) durchgeführt werden.32 In der Praxis wird heute :in 
der überwiegenden Zahl der Fälle e:ine »enquete« durchgeführt. Ausgangs-
punkt des normativen Konzepts des Gesetzgebers ist aber die »:instruction«. 
Beide Verfahren s:ind traditionell vom Inquisitionskonzept geprägt. Kontra-
diktorische Elemente konnten sich nur langsam etablieren.33 

Nach französischem Verständnis erfolgt die für die strafrechtliche Sach-
entscheidung maßgebliche Sachverhaltsfeststellung zwar grundsätzlich 
im Hauptverfahren. Der Schwerpunkt der Tatsachenfeststellung liegt aber 
- orientiert am Grundmodell e:iner vorhergehenden gerichtlichen Vorun-
tersuchung - regelmäßig :in der Phase des Vorverfahrens.34 Die Hauptver-
handlung des französischen Strafverfahrens dient regelmäßig (nur) dem 
Ziel„ auf der Basis der Ermittlungsergebnisse des Vorverfahrens - nach 
e:iner kontradiktorischen Erörterung der Beweislage - e:in sachdienliches 
Urteil zu sprechen.35 Praktisch möglich wird die Präjudizierung der Tat-
sachenfeststellung im Hauptverfahren durch die schriftliche Fixierung des 
Beweisergebnisses aus dem Vorverfahren :in dem »dossier«.36 Dieses wird 
Grundlage für die Verhandlungsführung des erkennenden Gerichts im Er-
kenntnisverfahren. In welchem Umfang der erstinstanzliche Spruchkör-
per auf das »dossier« zurückgreifen darf„ hängt im Wesentlichen von der 
Schwere der vorgeworfenen Straftat ab: In Verfahren vor dem Polizeitri-
bunal sowie vor dem Korrektionalgericht ist es grundsätzlich nicht vorge-
sehen„ dass alle Zeugen„ die bereits im Vorverfahren vernommen wurden„ 
auch :in die Hauptverhandlung geladen werden. Vielmehr kann der Vor-
sitzende ihr~ Zeugenaussagen aus dem Vorverfahren verlesen.37 In Verfah-
ren vor dem Schwurgericht (»Cour d„assises«),, :in dem - neben hauptamt-
lichen Richtern - Geschworene über die Schuldfrage bei Verbrechen ent-
scheiden„ gilt demgegenüber das - dem deutschen Unmittelbarkeitsprinzip 
entsprechende - Mündlichkeitsprinzip (»oralite des debats«). Hier müssen 
die Zeugen grundsätzlich selbst vor Gericht aussagen38 und der Vorsitzende 

darf das »dossier« nicht mit :in den Beratungssaal nehmen.39 Ein materieller 
Unmittelbarkeitsgrundsatz„ wie ihn das deutsche Recht kennt„ existiert im 
französischen Recht also nicht. Aber die Geltung des »Mündlichkeitspr:in-
zips« hat in gewissem Umfang einen dem deutschen »materiellen Unmit-
telbarkeitsgrundsatz« vergleichbaren Effekt„ nämlich den Beweisantritt vor 
dem erkennenden Gericht durch Präsentation des sachnächsten Beweismit-
tels zu erzwingen.40 

Die Präjudizierung der Sachverhaltsfeststellung im Vorverfahren ist nicht 
nur mit Blick auf eine »zuverlässige« Sachverhaltsfeststellung e:in interes-
santes Charakteristikum des französischen Strafprozesses„ 41 sie hat auch für 
die »Fairness« des Verfahrens Bedeutung: Die Vorverfahren galten lange 
als »geheim« und werden bis jetzt regelmäßig unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit durchgeführt.42 Der Beschuldigte und se:ine Verteidigung können 
aber heute an der (präjudizierenden) Beweissammlung im Vorverfahren 
aktiv teilnehmen43 und durch die Partizipation nicht nur auf e:ine umfassen-
de Sachverhaltsaufklärung„ sondern auf den Schutz anderer möglicherwei-
se übergeordneter Interessen hinwirken. 
Die hier erhobenen Beweise vollzieht das entscheidende Gericht :in der Haupt-
verhandlung nach. In ein solches Verfahren sche:inen videogestützte Beweise 
auf den ersten Blick gut zu passen. 
Tatsächlich wird Videotechnologie heute :in verschiedenen Situationen im 
französischen Strafverfahren e:ingesetzt„ nämlich: 

Bei der Vernehmung jugendlicher Opfer von Sexualstraftaten; 
zur Konservierung von Beschuldigtenaussagen oder Zeugenaussagen„ 

wenn der Zeuge für e:ine Aussage :in der Hauptverhandlung nicht zur Ver-
fügung stünde; 

Zum Teil auch zur Dokumentation polizeilicher Vernehmungen während 
e:ines Polizeigewahrsams garde a vue ),, :insbesondere bei Jugendlichen en; 

zur Archivierung - historisch - bedeutender Strafverhandlungen. 

2. Vorteile des Einsatzes von Videotechnologie 

a). Konservierung von Aussagen 
Der E:insatz von Videotechnologie dient - wie im englischen und vielen an-
deren Strafverfahren - auch in Frankreich der Konservierung von Beschul-
digten- und Zeugenaussagen aus dem ErmittlungEiverfahrens für die Be-
weisführung in der Hauptverhandlung. 

aa) Beschuldigtenvernehmung 
Der Einsatz von Videotechnologie im Rahmen der untersuchungsrichterlichen 
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Vernehmung des Beschuldigten illustriert sehr plastisch die französische Maxi-
me e:iner möglichst umfassenden und unerschütterlichen Beweissicherung im 
Vorverfahren für die Beweisführung in der Hauptverhandlung: 
Grundsätzlich44 müssen alle Vernehmungen des Beschuldigten durch den 
Untersuchungsrichter (also in weniger als 5 % aller Verfahren) aufgezeich-
net werden.45 Die Videoaufzeichnungen können später direkt konsultiert 
werden, wenn der Inhalt bestritten wird oder der Untersuchungsrichter 
dies aus anderen Gründen für notwendig hält.46 Ähnlich wie in England 
wird eine Kopie des Videobandes versiegelt und die andere zu den Akten 
genommen.47 Regelmässig transkribieren die Strafverfolgungsbehörden die 
Videovernehmung und stellt die Transkripte dann den Verfahrensbeteilig-
ten grundsätzlich zur Verfügung. Der Transkribierungsvorgang gilt auch 
im französischen Verfahren als sehr aufwändig und schwierig.48 Das Tran-
skript wird Teil des Dossier, das Grundlage für die Beweisführung in der 
Hauptverhandlung ist. 

Ein auf Video abgelegtes Geständnis kann - auch und gerade im Falle eines 
zwischenzeitlichen Widerrufs - in der Hauptverhandlung damit als Beweis-
mittel präsentiert werden ... 

... im Falle eines polizeilichen Geständnisses nach den Vorgaben von 
Art. 64-1 CPP, 

... im Falle eines untersuchungsrichterlichen Geständnisses nach den 
Vorgaben von Art. 308 CPP. 

Ausgeschlossen werden kann ein solches Geständnis nach allgemeinen Re-
geln, wenn Gründe für ein unselbständiges Verwertungsverbot eingrei-
fen, etwa ein Verstoss gegen die Verteidigungsrechte (»nullite substantielle 
d' ordre public«). 

Von der Gefahr einer Konservierung eines unbedacht abgegebenen Geständ-
nisses einmal abgesehen, muss man allerdings auch sagen, dass die Videoauf-
nahme von Vernehmungen nicht nur die Strafverfolgungsseite stärkt. Sie gibt 
allen Verfahrensbeteiligten einen beständigen Zugang zu polizeilichen oder 
untersuchungsrichterlichen Befragungen, so dass nicht nur der protokollierte 
Inhalt, sondern Gestik, Mimik und auch Gesprächsdynamik nachvollziehbar 
werden.49 Das wird im-bisher verschriftlichten und fast immer noch »gehei-
men« französischen Verfahren - auch von Strafverteidigern begrüsst. 

Nach französischem Recht muss auch die Vernehmung von Beschuldigten, 
die von der Polizei inhaftiert wurden (»garde a vue«), auf Video aufgezeich-
net werden - allerdings nur unter besonderen Bedingungen, wenn ... 

... der Verdacht auf Begehung eines Verbrechens besteht ( das sind Strafta-
ten, die mit mehr als 10 Jahren Freiheitsentzug bedroht sind); 

... oder wenn die Staatsanwaltschaft aufgrund der Bedeutung so entscheidet 

... wenn die beschuldigte Person jugendlich ( also zwischen 13 und 18 J ah-
ren alt ist).50 

(In der Praxis fehlt es aber wohl immer noch an flächendeckender Ausrüs-
tung mit Videotechnologie.51) 

Die Aufzeichnung auf Video soll vor allem die Situation der ersten Verneh-
mung konservieren, die von vielen als ausschlaggebend für das weitere 
Verfahren eingeschätzt wird.52 

aa) Zeugenaussagen 
Es können auch alle Zeugenvernehmungen aufgezeichnet werden, wenn 
dafür Notwendigkeit besteht, 53 etwa wenn zu befürchten ist, dass ein Zeuge 
für eine spätere Aussage nicht zur Verfügung steht. 
Seit ein paar Jahren ist es in Frankreich auch möglich, aus Gründen des 
Zeugenschutzes Videotechnologie einzusetzen.54 Aussagen können anonym 
aufgezeichnet werden, wenn eine Gefahr für Leib oder Leben des Aussa-
genden oder seine Familie bestehen55 (bei Kronzeugen muss die Strafdro-
hung für die eigenen Taten weniger als 5 Jahre betragen56

). 

b) Schutz von Vernommenen und Vernehmungsorganen 

Fraglich ist, in welchem Umfang der Einsatz von Videotechnologie auch im 
französischen Strafverfahren einen Schutz für die Beschuldigten bewirkt. 
Abgesehen von der Regelung über den Einsatz von Videotechnologie im 
Rahmen der Inhaftierung von Jugendlichen erscheint diese eher als »mög-
licher Reflex« der Anstrengungen zur Dokumentation der ersten Verneh-
mung zu Beweiszwecken, denn als Selbstzweck. 
Dem entspricht ein Streit, der nach Einführung der Aufzeichnungspflicht 
gefochten wurde, nämlich um die Konsequenzen aus einer Verletzung der 
Aufzeichnungspflicht: 57 Streitig ist, ob bzw. wann bei Verletzung der Auf-
zeichnungspflicht ein Beweisverbot in Form der »nullite« eingreift, mit der 
Folge, dass Erkenntnisse aus der ohne Videoaufzeichnung geführten Ver-
nehmung nicht verwertet werden dürfen.58 

Der Gesetzgeber hatte die Aufzeichnungspflicht nicht mit einem ausdrück-
lichen, selbständigen Verwertungsverbot (nullite textuelles) abgesichert. 
Der Cour de Cassation hat in einem Fall, in dem die Strafverfolgungsbehör-
den geltend gemacht haben, sie hätten wegen technischer Schwierigkeiten 
keine Videoaufzeichnung herstellen können, gleichwohl ein unselbständi-
ges Beweisverbot (nullite substantielles, art. 171 CPP) ausgesprochen.59 Ob-
wohl der Gesetzgeber in einem späteren Reformgesetz (vom 5. März 2007) 
anordnet, dass es bei technischen Schwierigkeiten mit der Videoaufnahmen 
genüge, wenn das Problem im Vernehmungsprotokoll festgehalten und die 
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übergeordneten Behörden verständigt würden, ist es letztlich Sache der 
Rechtsprechung zu entscheiden, ob bzw. in welchen Fällen die Nichtauf-
zeichnung (und sei es aus technischen Schwierigkeiten) künftig als Verlet-
zung der Aufzeichnungspflicht mit der Folge eines Beweisverbotes bewertet 
wird.60 

c) Opferschutz 
Der Einsatz von Videotechnologie dient - auch im französischen Strafver-
fahren - ferner dem Schutz von Opferzeugen, insbesondere jugendlicher 
Zeugen. Sie sollen dadurch vor einer sekundären Traumatisierung durch 
oftmalige Vernehmung oder mit einer Befragung vor vielen Personen ge-
schützt werden, dass sie einmal aussagen.61 

Ein zum Zweck des Opferschutzes erhobener Videobeweis darf anschlie-
ssend nur von einem begrenzten Personenkreis (Strafverfolgungsbehörden, 
Verteidigung, Gericht, Sachverständige) und regelmässig nur im Justizge-
bäude eingesehen werden. -

d) Protokollierungsfunktion 

Die Hauptverhandlung vor dem cour df assis, also vor dem höchsten fran-
zösischen Gericht, kann auf Video aufgezeichnet werden. Es handelt sich 
dabei um eine Ausnahmevorschrift, denn normalerweise dürfen keine Auf-
zeichnungen von Gerichtsverhandlungen gemacht werden. 62 Der Präsident 
der Cour d'assises muss die Videoaufzeichnung anordnen.63 

Diese Videoaufnahme kann unter bestimmten Bedingungen zur Reproduk-
tion von Teilen der Verhandlung im Fortgang der Hauptverhandlung, aber 
auch in der Rechtsmittelinstanz sowie im Wiederaufnahmeverfahren ver-
wendet werden.64 

3. Prozessökonomie - Videokonferenz 

Im französischen Strafprozess erhofft man sich ferner vom Einsatz der Vi-
deotechnologie in bestimmten Situationen mehr Effizienz, insbesondere 
bei der Vernehmung von Personen, die nicht unmittelbar vor den Verneh-
mungsorganen auftreten können65 - etwa Zeugen aus dem Ausland oder 
Beschuldigte und Zeugen, die an einem anderen Ort inhaftiert sind. 66 

Eine videogestützte Aussage kann - anders als eine bloss schriftliche Be-
fragung - ein unmittelbareres Bild der Aussage vermitteln, ohne dass die 
Vernehmungsperson vor Ort gebracht werden muss. Allenfalls können sol-
che Zeugen mittels Videolink direkt in der Hauptverhandlung vernommen 
werden. 

4. Archivierungsfunktion 

Besonders hervorzuheben ist, dass im französischen Recht der Einsatz von 
Videotechnologie auch eine Archivierungsfunktion für die Nachwelt ha-
ben kann: 67 Bereits seit 1985 steht es in der Entscheidungsgewalt des Prä-
sidenten des »cour de cassation« oder des Präsidenten des betroffenen Be-
rufungsgerichts zu entscheiden, ob eine Hauptverhandlung resp. ein Teil 
einer Hauptverhandlung so bedeutsam ist; dass es für das Staatsarchiv auf-
gezeichnet und nach 20 bzw. 50 Jahren der (wissenschaftlichen) Öffentlich-
keit zugänglich gemacht werden soll. 68 

Die Aufnahme in der Hauptverhandlung wird wohl zunächst als zulässige 
Erweiterung der Öffentlichkeit gesehen (so dass eine Zustimmung der Be-
teiligten zur Videoaufnahme nicht als notwendig angesehen wird; gewähr-
leistet sein muss allerdings ein ordnungsgemässer Ablauf des Verfahrens, 
inklusive einer nicht beeinträchtigten Verteidigung69

). 

Insgesamt gab es wohl in Frankreich eine intensive Diskussion über eine 
Erweiterung der Öffentlichkeit durch Videoübertragung, wie sie etwa im 
Milosevic-Verfahren hergestellt wurde. 

5. Zwischenergebnis 

Die Regelungen zum Einsatz von Videotechnologie im französischen Straf-
prozess erscheinen weniger »aus einem Guss« als das in England der Fall ist. 
Auch in Frankreich selbst wird kritisiert, dass die einschlägigen Regelungen 
- weil sukzessive eingeführt - wenig aufeinander abgestimmt seien. 
Das zeigt sich auch in den Punkten, in denen verschiedene Zielrichtun-
gen miteinander kollidieren: So stehen etwa Schutzfunktion und Konser-
vierungsfunktion in einem gewissen Spannungsverhältnis: Denn eine un-
eingeschränkte Schutzfunktion wäre nur dann gegeben, wenn die Video-
aufzeichnung später ausschliesslich dazu benutzt werden dürfte, um eine 
Beeinträchtigung der Rechtsstellung des inhaftierten Beschuldigten zu 
belegen. Nach französischem Recht darf das Video aber auch im Falle ei-
nes Widerrufs eines Geständnisses benutzt werden, allerdings nur bis zur 
»audition«.70 und unter der Voraussetzung, dass der Beweis im Übrigen ge-
setzesmässig ist.71 
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VI. Fazit 

Die vorangegangene Darstellung hat gezeigt: Der Einsatz von Videotechno-
logie zur Dokumentation von Beschuldigten- und Zeugenvernehmungen 
und der Hauptverhandlung führt den Strafprozess punktuell in die m.edi-
ale Moderne. 

Der Einsatz von Videotechnologie verspricht aber nicht nur Vorteile. Es sind 
damit auch in gewissem. Um.fang Risiken für die Strafverteidigung verbun-
den. Sie zeigen die Kehrseite der Vorteile. 
Die Konservierung von Beschuldigten- und Zeugenaussagen auf Video im. 
Vorverfahren bedeutet gleichzeitig eine Vorverlagerung der Beweisaufnah-
me, die in vielen Rechtsordnungen zur Hauptverhandlung vor dem. ent-
scheidenden Gericht gehört. Der Videobeweis schafft damit eine neue Ver-
fahrenssituationen, die m.it Hilfe der jeweiligen nationalen Rechtsgrundsät-
ze und Institute so bewältigt werden muss, dass aus Sicht der jeweiligen 
Rechtsgemeinschaft Zuverlässigkeit und Fairness der strafprozessualen Be-
weisführung garantiert resp. dass aus Sicht der Strafverteidigung keine Ein-
busse an Verteidigungsrechten verbunden ist. In jeder Rechtsordnung stellt 
sich so neu die Frage, ob resp. wie traditionelle Regeln in der neuen Verfah-
renssituation wirken bzw., ob es neuer Regelungen bedarf, die eine mögli-
che Einbusse an Fairness oder Verteidigungsrechten ausgleichen können. 

Wenn etwa durch den Einsatz von Videotechnologie ein Stück der eigentlich 
der Hauptverhandlung vorbehaltenen Beweisaufnahme ausgelagert wird, 
dann muss der Videobeweis entweder - soweit möglich - unter den Bedin-
gungen der Hauptverhandlung stattfinden oder aber müssen neue Beweis-
regeln die Zuverlässigkeit und Fairness der Beweisführung sichern. 

Das bedeutet etwa im. englischen Strafverfahrens: Wenn der Zeugenbeweis 
in der Hauptverhandlung vor dem. entscheidenden Gericht durch die Ver-
wertung einer Videoaufzeichnung ersetzt wird, findet ein Teil der Beweisfüh-
rung im. Vorverfahren statt, das in England traditionell eher parteiisch, durch 
die Anklagebehörde geführt wird. Würde ·eine Videoaussage aus dem. Vor-
verfahren ohne weitere Massnahm.e in der Hauptverhandlung abgespielt, so 
würde sich die Strafverteidigung m.it Recht dagegen aussprechen. Denn dann 
entfiele die tradierte Feuerprobe für die Zuverlässigkeit einer Aussage, näm-
lich die Präsentation eines Zeugen für die Anklage oder für die Verteidigung, 
die anschliessende Aussage ( evidence-in-chief), das Kreuzverhör ( cross-exa-
m.ination), die nochmalige Vernehmung durch die eigene Seite (re-exam.inati-
on) im.m.er unter dem. Regime einer streng regulierten Fragenpraxis, allenfalls 
unter Eid - alles zu dem. Zweck die Glaubwürdigkeit eines Zeugen oder die 

Glaubhaftigkeit seiner Aussage zu prüfen. Wenn der Videobeweis an die Stel-
le einer mündlichen Aussage in der Hauptverhandlung tritt, müssen deshalb 
entweder direkt während der Videoaufnahm.e oder aber später, jedoch vor 
der Beweisverwertung neue Sicherungen greifen, welche die Zuverlässig-
keit der Sachverhaltskonstruktion und die Garantie eines fairen Verfahrens 
gewährleisten. Das stellt die Verfahrensbeteiligt~n jedoch oftmals vor Pro-
bleme. So müsste eine vorab angefertigte Aufzeichnung einer Vernehmung 
müsste im.m.er schon die sukzessive Sachverhaltsaufklärung antizipieren, da-
mit dem. Beschuldigten resp. den Zeugen die richtigen Fragen und Gegenfra-
gen gestellt werden.72 

Das Problem. hat eine weitere Dimension in Geschworenenverfahren, in de-
nen - etwa in England - komplexe Regeln betreffend das Fragrecht unzu-
lässigen Suggestivfragen etc. verhindern sollen. 

Hinzu tritt der Um.stand, dass eine Videoaufzeichnung einer Beschuldigten-
einlassung oder Zeugeneinvernahm.e zwangsläufig ein Art »Medialeffekt« 

. entwickelt. Das heisst, Strafverteidigung und Anklagebehörde müssen sich 
über die adäquate, neutrale Kam.eraposition einigen oder die Richtung, in 
welcher die vernom.m.ene Person in die Kamera blickt, etc. Die suggestive 
Kraft der Technik hat das Potential, dass der Eindruck» Täter« oder »Opfer« 
ganz unabhängig vom. Inhalt der Aussage verfestigt werden kann.73 

Damit Strafverteidigerinteressen nicht leiden, müssen die Auswirkungen 
etc. genau analysiert und ein eigener Forderungskatalog vorgelegt werden, 
welcher die tradierten Regeln weiter entwickelt. Für die Strafverteidigung 
bietet der Einsatz von Videotechnologie dann - und nur dann - viele Chan-
cen, wenn die verteidigungsspezifischen Interessen Berücksichtigung früh 
und effektiv Berücksichtigung finden. 
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